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E
s ist eine unendliche Geschichte:
kurz vor Entstehen des Integrierten
Rheinprogramms (IRP), das den

Hochwasserschutz am Oberrhein reorga-
nisieren sollte, erschien Michael Endes
gleichnamiger Roman „Die unendliche Ge-
schichte“. Der Klassiker handelt von kind-
lichen Fantasiewelten. Endes Romanheld
Bastian will vom Untergang bedrohte Ge-
filde und wegbrechende Landschaften ret-
ten. Ebenso ins Reich der Utopie gehört zu
weiten Teilen inzwischen wohl auch das
1982 im Staatsvertrag zwischen Deutsch-
land und Frankreich festgelegte Konzept
für Rückhalteräume zum Schutz vor Hoch-
wasser. Michael Endes Bastian vergleich-
bar ist dabei der frühere Umweltminister
Ulrich Müller (CDU). Schutz vor einem
„hundertjährigen Hochwasser“ bieten der-
zeit bestehende Polder am Oberrhein gera-
de mal zwischen Rheinkilometer 241 bei
Wyhl und Weisweil, ganz weit im Süden,
und weiter im Norden bei Rheinkilometer
392 direkt neben Philippsburgs Atommei-
lern an der Rheinschanzinsel.

Notwendig wäre – um nur die schlimms-
ten Fehler der Rheinbegradigung zu besei-
tigen – der Bau von annähernd 150 Millio-

nen Kubikmeter Rück-
halteraum. Das wäre
dann ein Schutz gegen
ein „200-Jahr-Hoch-
wasser“. Seit Bestehen
des Staatsvertrags mit
Frankreich sind ledig-
lich für knapp 70 Mil-
lionen Kubikmeter
neue Polderflächen ge-
schaffen worden. „Das
nächste Jahrhundert-
hochwasser könnte
morgen beginnen“,
warnt Axel Mayer, der
Geschäftsführer des
Bundes für Umwelt-
und Naturschutz
(BUND) in Freiburg:

„Verzögerungen sind nicht mehr akzepta-
bel“, schimpft er. Eigentlich sollte das IRP
bis 2015 umgesetzt sein.

1999 war man haarscharf an einer Ka-
tastrophe vorbeigeschrammt: Dem Pegel
Maxau bei Karlsruhe kam die Marke von
neun Metern bedrohlich nahe. 8,84 Meter
waren kurzzeitig die Spitze, so viel wie seit
mehr als 20 Jahren nicht mehr. Mit 9,42
Metern wäre, unweit der sechsspurigen
Rheinbrücke in die Pfalz, das Jahrhundert-
hochwasser erreicht und wohl Großstadt-
vororte überschwemmt worden. Der ideale
Pegel liegt bei sechs bis sieben Metern.

Doch nun sollen gerade hier, bei den so-
genannten Unteren Anliegern des Rheins,
auf den Gemarkungen Rappenwört und
Bellenkopf, in einem bewaldeten Gebiet
zwischen Rheinkilometer 354 und 359,
bald weitere 14 Millionen Kubikmeter
Rückhalteraum entstehen. Ein 510 Hektar
fassender Polder – die Nr. 3 auf der Liste

des Staatsvertrags, zwischen Mannheim
und Basel, von Nord nach Süd gezählt – soll
bis 2014 planfestgestellt sein. Die Baukos-
ten liegen grob geschätzt zwischen 70 und
100 Millionen Euro.

Vorausgesetzt natürlich, die Mittel flie-
ßen. Der 2005 fertig gestellte Polder Nr. 4
weiter südlich bei Söllingen-Greffern kam
auf eine Bauzeit von immerhin acht Jah-
ren. Mittlerweile strömt längst nicht mehr
so viel Geld wie einst in die Rheinuferberei-
che. „Die guten Müller-Jahre sind vorbei“,
heißt es beim Regionalverband in Karlsru-
he in Anspielung auf den Ex-Umweltminis-
ter. 2003 und 2004 wurden jeweils noch
rund 33 Millionen Euro für Hochwasser-
schutz im Land ausgegeben, heute sind es
weniger als 25 Millionen Euro im Jahr.

2015 sollte das Vorhaben fertig sein.
Aber schon die Umweltministerin Tanja
Gönner (CDU) sagte, das Jahr 2028 sei
„realistisch“. Ein Sprecher ihres Nachfol-
gers Franz Untersteller (Grüne) nimmt die
Behörden in Schutz: „Eine Bewertung der
Umsetzung des IRP nur auf der Zeitschiene
greift aus unserer Sicht zu kurz“, sagt er.
Die Naturschützer sind skeptisch. Viele

von ihnen sehnen die baldige Umsetzung
weiterer Überflutungsflächen herbei. Doch
gab es lange Streit, wie die Polder realisiert
werden sollen – naturnah, für rein ökologi-
sche Flutungen, oder mit mechanischen
Einlassbauwerken. Der Streit darüber ent-
zweit Gemeinden und Naturschützer.

Weiter südlich, an der Elzmündung hat-
te man sich vor Gericht getroffen. Der Ver-
waltungsgerichtshof stoppte im November
das Planungsverfahren. „Wenn der Verwal-
tungsgerichtshof den Polder Alte Elzmün-
dung kippen sollte, kippt das gesamte IRP“,
befürchtet Nikolaus Geiler, der Hochwas-
serexperte des BUND-Landesverbandes.
Naturschützer deuten an, dass sie eine
Planfeststellung des Polders Bellenkopf-
Rappenwört „nicht kampflos“ hinnähmen.

Die „Unterlieger“ bei Karlsruhe und
Mannheim kommen angesichts der Hänge-
partien bei den „oberen Anliegern“ südlich
von Breisach ins Grübeln. Denn Hochwas-
serschutz ist dort am effektivsten, wo die
Bugwelle im Entstehen ist, also im Süden
mehr als im Norden. Der Karlsruher Regio-
nalverband pocht auf mehr Solidarität:
„Unsere Region hat ihren Beitrag zum

Hochwasserschutz am Rhein geleistet, die
Verfahren laufen bei uns schneller“, sagt
Gerd Hager (CDU). „Unterschiedliche Um-
setzungsgeschwindigkeiten sind politisch
nicht akzeptabel.“

Das hört sich anders an als das, was aus
dem Umweltministerium verlautet. Fakt
ist: die bei Rastatt und Karlsruhe vorgese-
henen Schutzmaßnahmen helfen vor allem
Mannheim und Köln. Siedlungen bei Karls-
ruhe selbst erfahren Schutz durch die Pol-
der im Süden – bei Breisach, bei Wyhl, in
der Ortenau. Bislang sind nur zwei davon
wirklich in Betrieb: die Nr. 6 der Liste, das
Kulturwehr Kehl-Straßburg, und die Nr. 7,
der Polder Altenheim, zusammen mit
einem Auffangvolumen von 54 Millionen
Kubikmetern. Die Planfeststellung stammt
noch aus dem Jahr 1977 – Jahre vor dem
Staatsvertrag. Im Klartext bedeutet das:
außer der Nr. 4, dem Polder Söllingen-Gref-
fern nahe dem Baden-Airpark, ist seit 1982,
noch nichts, aber auch gar nichts neu ge-
macht worden. Auch die Nummern 8 bis 13,
südlich Wyhl und Breisach, hängen weiter-
hin in der Warteschleife.

Michael Endes Romanheld Bastian
kannte auch noch keine Schuldenbremse –
ein Hindernis, das selbst bei den planfest-
gestellten Abschnitten noch Probleme
bringen könnte. Auch die Fertigstellung
der „Unendlichen Geschichte“ musste
schließlich mehrfach verschoben werden.
Michael Endes Buch ist aber sehr viel span-
nender zu lesen als der – im Fall Karlsruhe
– allein 392 Seiten umfassende Erläute-
rungsbericht zum Planfeststellungsverfah-
ren Bellenkopf-Rappenwört.

Vielleicht würde es helfen, einmal wie-
der den nur vergleichsweise wenige Seiten
umfassenden deutsch-französischen
Staatsvertrag aus dem Jahr 1982 zu lesen.
Denn wie sagte Umweltschützer Axel Ma-
yer: „Das nächste Jahrhundertwasser
könnte morgen beginnen“ – 1999 war es
fast schon einmal so weit.

Hochwasserschutz kommt nicht voran
Rheinprogramm Schöne Pläne,
wenig Taten: beim Polderbau
passiert seit Jahren so gut wie
nichts mehr. Von Stefan Jehle

Als er das ersteMal geangelt hat, war Peter
Merkel (44) aus Eberbach (Rhein-Neckar-
Kreis) gerade sechs Jahre alt. Raschwurde
das Fischen danach zu seinem schönstenHob-
by, und heute gesteht er: „Das ist schon eine
Leidenschaft.“Mit seinem jüngsten Fang, hat er
bundesweit Schlagzeilen gemacht. EinenWels
– süddeutschWaller –mit einer Länge von 2,16
Metern hatte der gelernteMaler und Lackierer,
der für einenHersteller vonAngelbedarf tätig
ist, bereitsMitte Juni amHaken. Daswar in die-
sem Jahr sein größter Fang. Sein persönlicher
Rekordwar allerdings einWels, dermit 221
Zentimetern noch etwas länger war. Andere
Fische interessieren ihn nichtmehr allzu sehr.
„Ambesten spezialisiert man sich auf eine Art
undwird da richtig gut“, erklärte er der StZ
amDonnerstag. „Mir ist derWels am liebsten,
es ist der größte und kampfstärkste Fisch im
Neckar.“ Einer habe ihn auch schon einmal in
den Fluss gezogen – aber losgelassen hatMer-
kel nicht. Diesmal habe es eine halbe Stunde
gedauert, bis er seine Beute an Land hatte.Wer
auf einen kapitalen Fang aus ist, muss natürlich
wissen, wo undwieman die nachtaktiven Tiere
hervorlockt. „Man braucht einen großen Kö-
der“, erklärt der Eberbacher. Er hatte den sei-
nenmit 30 kanadischen Tauwürmern bestückt
– die sind größer, als die einheimischen. Der
Fisch selbst ist inzwischen verspeist. „Es gab
20Kilo Filet, die waren gleichweg“. Eine große
Delikatesse, gesteht er, sei ein so großer alter
Waller nichtmehr gerade. „Sinnvoll verwerten
müssenwir ihn aber, das ist im Fischereirecht
vorgeschrieben. Einen gefangenenWels darf
man nichtmehr zurücksetzen“. joe

Landsleute

Peter Merkel

Gefangen und verspeist

Brüchiger Stahl ist schuld am Tod des Professors

E
in tragischer Unfall im Schwarzwald
hatte vor zwei Jahren Aufsehen er-
regt: Ein nachgebauter Elektro-Old-

timer war am 21. Juni 2010 in der Nähe des
Titisees auf einer abschüssigen Straße aus
der Bahn geraten. Der Fahrzeuglenker
starb, vier Mitfahrer wurden verletzt, zwei
von ihnen schwer. Gesteuert wurde das
Automobil, eine sogenannte Elektrische
Viktoria von Professor Wilfried Feldenkir-
chen (62). Er war der Inhaber des Lehr-
stuhls für Wirtschafts-, Sozial- und Unter-
nehmensgeschichte am Fachbereich Wirt-
schaftswissenschaften der Universität
Erlangen-Nürnberg.

Über die Unfallursache wurde lange ge-
rätselt und es bedurfte eines langwierigen
und teuren Gutachtens des Fraunhofer-
Instituts für Werkstoffmechanik, um he-
rauszufinden, warum sich das Fahrzeug
nicht mehr bremsen und kontrollieren ließ.
Fazit: ein verborgener Materialfehler führ-
te zum Bruch eines Teils der Kupplung, da-
rum geriet das Fahrzeug außer Kontrolle.

Der verunglückte Oldtimer war ein
Nachbau, den die Siemens AG für Felden-
kirchen bei einem Spezialisten in Hinter-
zarten in Auftrag gegeben hatte. Zusam-
men mit einem Kollegen rekonstruierte
der erfahrene Karosseriebaumeister das
1905 erstmals von den Siemens-Schuckert-
Werken in Berlin in Betrieb genommene
Elektromobil. Alle Details mussten mög-
lichst originalgetreu nachgebaut werden,

auch die Bremsen, auch das rechts stehen-
de Lenkrad. Pläne existieren allerdings
nicht mehr, lediglich Skizzen und Fotos
standen zur Verfügung. Die ersten Fahrten
nach der Präsentation im April 2010 verlie-
fen problemlos, das Aufsehen erregende
Vehikel schmückte die Expo in Shanghai
und diente dem österreichischen Bundes-
präsidenten für eine Schaufahrt.

Die Untersuchungen nach dem tödli-
chen Ausflug am Titisee konzentrierten
sich zunächst auf einen Schaden in der An-
triebswelle und auf die Bremsanlage. Dabei
kam zu Tage, dass diese wohl „nicht richtig
konzipiert war“. So steht es in der abschlie-

ßenden Bewertung der Staatsanwaltschaft
Freiburg, die ein Ermittlungsverfahren we-
gen fahrlässiger Tötung gegen die Konst-
rukteure und einen Tüv-Ingenieur einge-
leitet hatte. Die eigentlich vorgeschriebe-
nen Bremsenmessungen seien nicht
durchgeführt worden, so dass eigentlich
das Fahrzeug gar nicht hätte zugelassen
werden dürfen.

Dennoch wurde das Ermittlungsverfah-
ren nach Paragraf 170, Absatz 2 der Straf-
prozessordnung eingestellt. Denn nicht die
Bremsen waren gebrochen, sondern ein
Teil der Kupplung. „Die Polizei hatte den
Ehrgeiz, alles restlos aufzuklären“, betont
Staatsanwalt Bernd Klippstein. Sie gab des-
halb die Prüfung des Werkstoffes beim
Fraunhofer-Institut für Werkstoffmecha-
nik in Auftrag, die dann den verborgenen
Materialfehler ans Tageslicht brachte.

„Durch einen Herstellungsfehler beim so-
genannten Sintern“, also beim „Zusam-
menbacken“, habe das Stahlteil in der
Kupplung „nicht die erforderliche Bruch-
festigkeit“ gehabt. Dies – und nicht die
möglicherweise problematischen Bremsen
– habe ursächlich zum Unfall geführt. Dass
die Kupplungswelle brechen könnte, war
ihr von außen nicht anzusehen. So heißt es
in der Einstellungsverfügung der Staatsan-
waltschaft Freiburg.

„Ein seltener Fall von überholender
Kausalität“, erklärt Staatsanwalt Klipps-
tein den Fall aus Juristensicht: Bevor eine
andere, möglicherweise justiziable Ursa-
che eintreten konnte, war eine im Wortsin-
ne tiefer sitzende Wirkung bereits einge-
treten. Mit fatalen Folgen. Das Fahrzeug
konnte auf abschüssiger Strecke in einer
Rechtskurve nicht mehr abgebremst wer-
den. Fahrzeuglenker Feldenkirchen wurde
beim Aufprall gegen einen Hang nach vor-
ne geschleudert und geriet dann unter das
Fahrzeug. Er verblutete an der Unfallstelle
an einem sogenannten stumpfen Brust-
korbtrauma. Die mitfahrenden vier Studie-
renden, Teilnehmer einer Exkursion, erlit-
ten Schürfwunden, Schleudertraumen, Ge-
hirnerschütterungen und Stauchungen.
Eigentlich hätten nur drei mitfahren dür-
fen, das zwei Tonnen schwere Gefährt war
nur für vier Passagiere vorgesehen und zu-
dem deutlich überladen. Für die Unfall-
ursache sei das aber nicht von Belang gewe-
sen. Die nicht wieder reparierte Viktoria ist
derzeit an einem geheim gehaltenen Ort im
Schwarzwald abgestellt. Was mit ihr passie-
ren wird, ist nach Angaben eines Siemens-
Sprechers noch nicht entschieden.

Titisee Vor zwei Jahren ist Wilfried Feldenkirchen im Elektro-Oldtimer
verunglückt. Jetzt liegt der Befund vor. Von Heinz Siebold

Rheinschleife bei Karlsruhe: hier ist ein riesiges „Überlaufbecken“ geplant. Foto: RP

Im nachgebauten Elektromobil war ein Teil der Kupplung gebrochen. Foto: Dieter Maurer
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Der Angler und seinWels Foto: dpa

Mannheim

Baufirma Bilfinger
verlegt Firmensitz
Der Traditionskonzern Bilfinger Berger
will mit seinen Hauptsitz in Mannheim von
der Augusta-Anlage im Osten der Stadt in
das neue Glückstein-Quartier beim Haupt-
bahnhof umziehen. Der zuständige Aus-
schuss des Gemeinderats hat dem Verkauf
eines 4400 Quadratmeter großen Geländes
der Stadt für einen Neubau zugestimmt;
dort ist derzeit die Feuerwache unterge-
bracht. Sie soll etwas weiter nach Süden auf
des ehemalige Vögele-Gelände im Stadtteil
Neckarau verlegt werden.

Der Verkauf des Areals werde sich posi-
tiv auf die weitere Vermarktung und Ent-
wicklung des neuen Quartiers auswirken,
sagte OB Kurz. Ein Sprecher des Bau- und
Dienstleistungskonzerns, der derzeit in
Mannheim 450 und in der Region 2200
Mitarbeiter hat, begründete die Verlegung
vor allem damit, dass das bisherige Gebäu-
de zu klein geworden sei und man einen
Standort gesucht habe, der verkehrstech-
nisch besser erreichbar sei. Der Baubeginn
sei für Frühjahr 2016, die Fertigstellung für
Herbst 2017 vorgesehen. joe

Franz
Unterstellers
Ministerium
muss viele
Interessen
ausgleichen.
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Villingen-Schwenningen

Doppelstadt plant
zentrales Rathaus
Genau 40 Jahre nach der Gründung der
Stadt Villingen-Schwenningen im
Schwarzwald-Baar-Kreis hat sich der Ge-
meinderat für den Bau eines zentralen Rat-
hauses ausgesprochen. Der Neubau ist zwi-
schen den beiden früher eigenständigen
Stadtteilen Villingen und Schwenningen
geplant, sagte ein Sprecher der Stadtver-
waltung am Donnerstag. Es sollen 46 Mil-
lionen Euro investiert werden. Bislang sind
die 450 städtischen Bediensteten auf zwei
Rathäuser und insgesamt 13 Gebäude ver-
teilt, die hohe Betriebskosten verursachen
und zudem saniert werden müssen. Die
Pläne sind umstritten. Eine Bürgerinitiati-
ve sammelt Unterschriften und will damit
einen Bürgerentscheid erreichen. lsw
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